
1.:Beiblatt Beiblatt zur Parl~skorrespo~~~ 25.November 1950. 

Der Justizmini~ter über Einmengungen in di~echtspflege~ 

A n f ra g e b e a n t w 2.F_ t..!!.J~ 

Eine Anfrage der Abg. H 0 r n, Dro Ton gi cl und Genossen, , 
betreffend die EinDiengungder russischen Besatzungsmacht- in die Rechtspflege, 

beantwortet Bundesminister für Justiz Dr. T s c h ade k wie folgt: 

"Dem Nationalrat ist bekannt~ daS es infolge Mißlingens des von der 

KommUJ'Üstiachen Partei österreichs ange zettel ten Versl1che's, einen GeneralstreL1c 

in Österreich allazurufen, in den ersten Oktobertagen dieses Jahres _ZI1 gewalt­

tätigen Ausschreitungen, von Streikenden gekommen ist. Hiebei ist festzustellen, 

daß der Streik selbst, das heißt dieeigenmäohtige Einstellung der Arbeit duroh 

die Arbeitnehmer für sioh allein keinen strafbaren Tatbestand begrüDdet;wohl 

aber wird ein strafbarer' 'J:1atbestand hergestellt, sobald im Znge eines Stre~,::as 

zu. dessen Darchsetzung Mittel der Gewalt angewendet werden. Wenn daher im. Znge 

dieses Streikversuohes einzelne Gewal ta-ktionen begangen wrden, wie zum Beispiel 

di~ Besetzung der Postämter in Wiener .... Neustadt und Baden bei Wien, das gewalt­

tätige Anhalten und Blockieren öffentlicher Verkehrsmittel, Gewalttätigkeiten 

gegen öffentliche Sicherhei tsorgone und dergleichen, so stellen alle diese 

Aktionen nach dem österreichischen Strafgesetz strafbore Handlungen, und zwar 
in der lbhrzohl Verbrechen der öffentlichen Gewalttätigkeit dar. fiac~ dem in 

den §§34 und 84 der österreichischen Strafprczoßordnung verankerten legali­

tätsprinzip sind olle öffentlichen Behörden. und Ämter verpflichtet, die von 

ihne.ll selbst wo.hrgenommenen oder sonst zu ihxer Kenntnis gel-angenden, von Amts 

wegen zu. verfolgenden strafbaren Handlungen sogleich dem Staatsanwa.lt des zu­

ständigen Gerichtes anzuzeigen. Die stn~tsanwälte wiederum haben alle ihnen 

zur Kenntnis gebrachten strafbaren Handlllngen von Amts wegen zu verfolga1. 

Bach dem Zu.sammenbruche deskonL.'Ill1nistisohon Streikversuches mußte 

festgestellt werder,- doß von seiten der Sj.cherhei tsbehörden in der russiscben 

:Besatzungszone wegen der im Zuge dieser Unruhen begangenen strt,tbaren ID:md­

lungen nicht sofort Anzeige e~stnttet wurde; das hatte seinen Grund zunächst 
/ 

df,a'in,. daß bekanntlich ein Einschreiten der österreichisohen Sicherheitsorgane 

in der ruasisohen Besatzungszone gegen Gewal ttätor nur In! t Einwilligung der 

zuständigen Kommando.ntur erfolgen durfte, weshnlb es nur selten zu einem der­

artigen Einschreiten der Sicherheitsbehörden kam 9war aber weiters auch dorin 
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begründet., daß den Sieherheitsbehörde.l1 in der sowjetischen :Bes.otzungszone 

von der Besatzungsmacht_ verbotm wtU'de fAnzeigen ",sgen dieser Vorfälle zu. 

erstatten .. 

Die staatsanwal tschnften muSten sich dar.lBr, da es sioh um in der Öffent­

liohkeit bekannte und von Amts wegen zu verfolgende Straftaten handelt, vorerst 

an die Sioherheitsbehörden mit dem Ersuchen wenden. ihnen das Ergebnis der 

sicherheitsbehördlich-en Erhebungen beknnntzugeben;o Hiezu waren die Staatsanwalt­

sohaf'ten~ wie schon erwähnt, auf Grund des' Legalitätsprinzipes verpflichtet. 

Als nun die Staatsanwaltsohaft Wiener-Neustadt, in deren Sprengel sioh, wie 

allgemein bekannt ist, besondere Gewalttätigkeiten ereignet haben, auf Grund 

der endlich bei ihr einlangenden .Anzeigen die Einleitung von Straf'verfah:ren 

gegen die namentlich bekonntgewordenen Täter beantragte, wurde ihr vom Stadt­

kommandanten der sowjetrussischen Kommandantur Wiener-Neustndt am 30 .. Oktober 

dieses Jnhres der Be!ehl erteilt, diese Str~fv.erfahren sofort einzustellen, und 

es wurde der Leiter der Stnatsanwo1tschoft für die Einhaltungdieses Befehles 

persönlich verantwortlich gemacht .. Vorher mußten schon vier Personen, die im 

Zusammenhang mit der Besetzung des Postamtes Wioner-Neustadt dem GefangenhQus 

des Kreisgerichtes Wiener-Neustodt eingeliefert worden \Varen, zuf'ölge Auft:rllg 

der StlldtkOfJJll1ondllntur Illlch eineinhalbstündiger Hoft enthaftet werden. Der Herr 
--

Stdltkommandant von Wiener-Neustadt bezog sich in seinem Befehl an den Leiter 

der, StoQtsonwaltschntt mir eine Anordnung des :Befehlshabers der sowjetischen 

Ba satZl1illeaone und erklärte, doß diese Anordnung für die gAnze sowje tische-

13esotztmgszome .Geltung habe, so~aß sich dns von ihm ausgesprochene Verfolgungs­

verbot nicht nur auf die bekannten Vorfälle in Wiener-Neustodt bezog, sondern 

t:1ll.ch auf die Ereignisse in Ebenfurt 1 wo das Umspannwerk besetzt wurde, in Ternitz, 

wo die Sohoeller-J31eclonnnn ... Warke von betriebsfremden Stoßtrupps besetzt wurden, 

auf 13adenbei Wien. wo dos Postamt besetzt wurde J als nuch auf die Vorf'älJe 

im Sprengel des Kreisgeriohtes Krems, wo bekanntlich die,DonaubrUcke·bei 

Ste1n-Mautern und' di-e Wienerbrüoke über den ICremsfluß gesperrt wurden. Auf' 

Grund dieses Einschreitens einer Dienststelle der sowjetrussischen Besatzungs­

macht habe ich, da es sich um einen-flagranten Eingriff in die österreichisohe 

Stratreohtspflege hondelt, unverzüglich dem Ministerrat berichtet, der daraufhin 

die 4bsenaung einer Protestnote ~n das Sowjetrussische Element un~r gleiohzei­

tiger Verständigung des Alliierten'Rates besohlossen hat .. Der Herr'Bundeskanzler 

bat bereits am 8.No~ember 1950 beim Sowjetrussis~hen Hochkommissar wegen dieses 
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Vorgehens des Sowjetrussischen iJtacltkoInmandantan Verwt1h'r;'ungeingelegt und in 

dieser NQte nomens der ~undesragierung darauf hingewiese~? deß die Aafreoht­

erho.ltung von Recht und Ordnung gerr:äß dem Kontrollnbkommen in erster Linie 

Sache der österreiohischen Behörden· ist y .died±csel." Aufgabe bisherauoh voll-

ständiG nnchgekommea. sind .. 

Der Bundesregierung steht ti.ur die seI' Weg der Protasterhebung often. 

Die Justizbehörden müssen daher ouchdos gesen dos Kontrollabkonunen verstoßende 

Vorgehen der sowjetrussischen Besatzungsmccht zur Kenntnis nehmen und den Auf­

trag befolgen, sollen nicht die eillzelnen OrgO!l(L der Justizbehörden persönlichen 

Verfolguneen ausgesetzt werden. Ich mußte daher an die staatsanwaltschaft 

Wiener-Neustadt den Auftrag geben, die bereits eingeleiteten Strafverfahren 

gemäß § 412 StPO. vorläufig einstellen Z\l -lnssen, da die Beschuldigten !licht 

vor Gericht gestellt werden können. 

Diese Darstellung üQer dia von der 60wjetrussischen Besatzungsmaoht 

verfügten Verfolgungsverbote wä.re jedoch nioht vollständig, wenn nicht auch 

jene Fälle erwähnt würden, in denen von organen der rllssisohen Besatzungsmacht 

Aufträge zur strofgeIichtlichen Verfolgung gegen Personen erteilt wurden, 

welche gegen die bei den Streikunruhen begangonsn Gewalttätigkeiten einge-

sohri tten waren. So hat der Sowjetisohe l!oohkommissar die Bestrafung jener 

iolj_zeiorgane verlllngt, die om 4.Oktober 1950 auf dem in der britisohen Besot­

zungs~one Wiens gelegenen Teil des Mntzleinsdorferplatzes einen Mann festge­

nommen haben, der dem Auftrage zur~usweisl~istung nicht noohkllm, naohd.em er 

von Passanten der Polizei nls Anführer der dort agierenden Demonstrnntengruppe 

bezeichnet worden' war. Dieser Mann mußte, do er sich der Ausweisleistung gewnl t­

tätig widersetzte, festgenommen werden~ Als sich au:f' dem PolrilzeikoRUnt\a:3(l,'l.::'iat 

herausstellte, daß er russisoher Staatsbürger sei 1 wurde er sofort entlassen. 

Die Bundesregierung hat aber das Verlangen der Besatzungsmtlcht naoh Bestrafung 

der P011ze1organe, die diesen Demonstranten festgenommen hoben, abgelehnt, da 

die POlizeiorSaDe keinen strafbaren Tatbestand gesetzt haben, sondern im Gegen­

teil ~&ser Demonstrant durch seine Widerset'zliohkeit gegen Polizeiorgame eins . 

Verbrechen dier öffentlichen Gewalttätigkeit r..ooh § 81 StG .. begangen hat • 

. Erwähnenswert ist auch, daß der Stadtkommandant von Wiener-1':Jeuat8dt 

zur gleichen Zeit, als er dem staatsanwalt die ~~rchführung_von Strafverfahren 

gegen die an den Streikunruhen schuldigen Personen verbot, dem Staatsanwalt 

ein SGhriftstückmit dem Auftrag überreioh~e, die Verfolgung der darin ange-
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führten Personen wegen der Körperverletzungen nn einem Mar .. n6 zu verlangen, der 

VQD diesen wegen seiner Teilnahme an der Besatzung des Postamtes Wiener-Neustndt 

zur Bade gestellt wurde" L'1 den gleiohen Rnhman :fällt die Festrmhme eines 138-. 
diensteten des Kraftwagendienatas dsr Österreichischsn Bundesbnhnen zur Verfügung 

der Qrtskommnndantur Liesing, weil dieser beschuldigt wurde, einen Demonstranten, 

der sich bei ~iner Straßensperre in Liesing der Weiterrohrt eines Kraftwagens 

des Kraftwagendiensteswidersetzte, verletzt zu r~ben. 

Auch die Einlieferung des Bürgermeisters von Meutern, der die von den 

Demonstra.nten auf der DOJUlubrüoke bei Mnutern errichteten Hindernisse entfernen 

wollte, in das Kreisgericht Krems über Auftrag und zur Verfügung der sowjet­

~o.ssischen 13esatzungsJIlllcht gehört in den Ila.hmen d5.eser Eingriffe der .Besatzungs;" 

lUncht .. 
Diese Darstellung zeigt, daß auf der einen Seite von der sowjet­

rassiscben Besatzungsmocht die strnfgerichtliobe Verfolgung ungerechtfertigt 

verh1ndert~ a~ der onderQn Seite ober gegen Personen verlangt wird~ diasioh 

zur Abwehr strafbarer Handlungen eingesetzt hoben. ,~ 

Ich gl~ube, mit dieser·Darstellung einen aufklärenden ]erleht über die 

dttroh das Einsohreiten der russisohen Besatzungsmacht entstandene Lage auf dem 

Gebiete der Strnfreohtspflege in der sowjetischen Besatzungszone gegeben zu haben, 
. . . 

Als verantwortlicher Leiter des Justizressorts erkläre ich miCh bereit, 

jederze! t die zur Wtlhrung des ~gali tätsprinzips erforderlicbenMnßnalunen zu 
trefte~ soweit ich hiernn nicht durch die auf Grund der derzeitigen VerhältniSse 

ZW1neenden Aufträge der »esotzungsmooht gehindert werde." 

- .... -- .......... 0-
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